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Hemmnisse
Einfuhrzölle sind unmodern. Wer

heute Importe erschweren und die
eigene Industrie schützen will, regelt
das eleganter mit Hilfe der Bürokra-
tie. Importeure müssen einen Wust
von Regeln beachten. Schon kleine
Verstöße können bewirken, dass
eine Lieferung abgelehnt wird. Statt
des erhofften Gewinns bleibt dann
schnell ein Loch in der Firmenkasse.

Weil das so ist, vermuten Vertreter
eines ganz freien Welthandels gern
hinter jeder gesetzlichen Vorschrift
ein mögliches Handelshemmnis.
Das ist so, wenn die Europäische
Union gegenüber den USA darauf
dringt, dass hierzulande nur hor-

mon- und antibiotikafreies Fleisch
verkauft werden darf und gentech-
nisch behandelte Nahrung auch als
solche gekennzeichnet werden
muss. Im Hintergrund steht die
große Sorge der Europäer, dass die
Natur zum Schaden des Menschen
missbraucht wird.

Die Sorgen der US-Amerikaner
sind andere. Seit dem 11. Septem-
ber 2001 richten sie sich einseitig
auf den weltweiten Terrorismus und
die Gefahr neuer Anschläge. Dies zu
verstehen ist der erste Schritt, um
zu verhindern, dass aus ihnen
Einschränkungen für den Handel
erfolgen. Bernhard H e r t l e i n

Die »Liste der
Grausamkeiten«
kommt erstaun-
lich sozialverträg-
lich daher.

Leitartikel
Sparpaket

Ein Schritt in
die richtige

Richtung
Von Ulrich W i n d o l p h

Noch ist kein einziger Euro
gespart, aber nach der Kabinetts-
klausur im Kanzleramt ist klar:
Dieser Fahrplan ist ehrgeizig.
Minderausgaben von 80 Milliar-
den Euro bis 2014 sind kein
Pappenstiel. Auch ist langer Atem
gefragt. Doch bringt Schwarz-
Gelb seine Beschlüsse ins Ziel,
könnte der 7. Juni 2010 tatsäch-
lich irgendwann einmal so etwas
wie den Neuanfang der Berliner
Regierungskoalition markieren.

Nach acht Monaten Geholpere
musste man das nicht unbedingt
erwarten. Beinahe ungewohnt ist
auch, dass alle drei
Regierungsparteien
die Beschlüsse mit-
tragen können. Al-
lerdings müssen
CDU, CSU und FDP
erst noch beweisen,
dass sie das auch
tun, was alles ande-
re als eine Kleinigkeit darstellt.

Das Sparpaket trägt unver-
kennbar die Handschrift von
Kanzlerin Angela Merkel: Ange-
sichts der enormen Gesamtsum-
me ist es vergleichsweise gut
austariert. Der scharfen Kritik
seitens der Opposition und der
Interessenverbände zum Trotz:
Die »Liste der Grausamkeiten«
kommt erstaunlich sozialverträg-
lich daher. Die Lasten werden auf
Bürger, Wirtschaft und die öffent-
lichen Haushalte verteilt.

Deutlich höhere Beiträge sollen
vor allem die Fluggesellschaften
und die Energiekonzerne leisten –
zwei Branchen, die es verschmer-
zen können. Auch Einschnitte bei
den Arbeitsmarktgesetzen sind
vertretbar. Der Wildwuchs an För-
derprogrammen von längst nicht
immer zweifelsfrei erwiesenem
Nutzen ist bekannt. Doch stellt
die anvisierte Sparsumme eine

echte Herausforderung dar. Auch
stimmt, dass diese Maßnahmen
vor allem die Schwachen treffen.
Kritisch ist schließlich, dass die
Koalition stark auf das Prinzip
Hoffnung setzt, indem sie mit
einem nachhaltigen Rückgang
der Arbeitslosigkeit rechnet. 

Uneingeschränkt lobenswert
ist, dass der Staat selbst kürzer-
treten will. Die Streichung von bis
zu 15 000 Beamtenstellen ist
mehr als ein symbolischer Akt.

Zu Recht nicht gespart wird
hingegen an der Zukunftsfähig-
keit Deutschlands: Gegen den
Trend steigen die Ausgaben für
Forschung und Bildung sogar

deutlich an. Auch
die Etats für Verkehr
und Bau kommen
weitgehend unbe-
schadet davon.

Vor allem die zu-
letzt arg gerupfte
FDP darf sich rüh-
men, Steuererhö-

hungen für die Allgemeinheit
weitgehend vermieden zu haben.
Wenigstens das. Hier aber auch
setzte die Koalitionsarithmetik lei-
der Grenzen. Noch größerer
Sparwille wäre möglich, ja sogar
wünschenswert gewesen. Dazu
hätte man dann allerdings – in
welcher Form auch immer – die
Besserverdienenden stärker be-
lasten müssen. Das aber war
nach dem Steuersenkungswahl-
kampf der FDP nicht möglich. 

»Noch nicht«, mag hinzufügen,
wer es gut mit dieser Regierung
und gut mit Deutschland meint.
Mit dem Sparpaket haben Union
und Liberale einen Schritt in die
richtige Richtung gemacht. Klar
ist aber auch: Es müssen weitere
folgen und zwar schnell. Schon
beim nächsten jedoch, der da
Gesundheitsreform heißt, droht
Schwarz-Gelb wieder ins Stol-
pern zu kommen. 
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Hannelore Kraft, SPD-
Fraktionschefin

Linkspartei bietet Duldung an
NRW: heute Sondierung einer Ampelkoalition – Kraft hat jetzt eine weitere Alternative

Von Reinhard B r o c k m a n n

D ü s s e l d o r f  (WB). Han-
nelore Kraft (SPD) fehlen
knapp 6000 Stimmen in NRW
an Rot-Grün. Aber sie hat jedes
Mal eine Alternative mehr als
die um 0,1 Punkte eigentlich
stärkere CDU. 

So auch heute um 15 Uhr im
Congresscentrum Süd der Düssel-
dorfer Messe. Dritter Verhand-
lungsort, und das dritte Mal ein
zusätzliches Ass im Ärmel. Dies-
mal wollen SPD und Grüne mit der
FDP über die Möglichkeiten einer
Ampelkoalition ausloten. Auch
diesmal gilt für Kraft, sie kann,
muss aber nicht zu einem Ergeb-
nis kommen. 

Denn die Linke bot ihr gestern
an, eine Minderheitsregierung aus
SPD und Grünen mitzutragen. Das
heißt: Die Linkspartei würde Kraft

zur Ministerpräsi-
dentin wählen und
von Fall tu Fall ent-
scheiden, ob sie Ge-
setze der neuen Min-
derheitsregierung
mitträgt. 

Es gehe nicht um
eine grundsätzliche
Tolerierungsverein-
barung, behauptete
Landespartei- und
Landtagsfraktions-
chef Wolfgang Zim-
mermann gestern in
Düsseldorf. Bei rot-
rot-grünen Schnitt-
mengen dürften SPD
und Grüne aber mit den Stimmen
der Linkspartei rechnen. Weder
die Tolerierung von Fall zu Fall
noch Krafts Wahl erfordere einen
besonderen Beschluss der Partei-
basis, signalisierte der Linken-
Chef ungewöhnliche Kompromiss-
fähigkeit.

Ein vergiftetes Geschenk sei das,

hieß es prompt aus
Reihen politischer
Beobachter. Die Grü-
nen haben für sich
die Tolerierung per
Parteitagsbeschluss
ausgeschlossen. Und
die solcherart he-
rausgeforderte SPD-
Fraktionschefin äu-
ßerte sich lieber gar
nicht zu dem Ange-
bot der Linken. Muss
sie auch nicht, sie
kann es im Raum
stehen lassen. Im-
merhin konnte Kraft
die rot-rot-grünen

Sondierungen im Holiday Inn-Ho-
tel genauso platzen lassen, wie sie
nach drei Sitzungen CDU-Minister-
präsident Jürgen Rüttgers mit lee-
ren Händen stehen ließ. 

Die FDP müsse bereit sein,
einen Politikwechsel in NRW zu
akzeptieren, sagte Sigrid Beer zu
den Erwartungen der Grünen. Die

Paderborner Landtagsabgeordne-
te gehört der Verhandlungskom-
mission ihrer Partei an, nicht aber
der Verhandlungsdelegation. Beer:
»Ein ›Weiter so‹ kann es nicht
geben.« Immer habe die FDP das
gemeinsame Gesprächsangebot
von SPD und Grünen angenom-
men. Dabei ist sie sich nicht sicher,
ob die Liberalen ihre parteiinterne
Zerreißprobe bestehen. 

Insbesondere FDP-Fraktions-
chef Gerhard Papke, Fraktionsge-
schäftsführer Ralf Witzel und In-
nenminister Ingo Wolf dürften mit
der Ampel ihre Schwierigkeiten
haben. Beer: »Wir werden sehen,
wie biegsam deren Positionen
sind.« 

Mit einer Aufarbeitung grüner
Extremismusvorwürfe an die FDP
rechnet sie nicht. Ihre Seite werde
auch nicht Zumutungen aus Zeiten
des früheren FDP-Landesvorsit-
zenden Jürgen Möllemann aufs
Tapet bringen. Beer: »Alles andere
wäre doch Kindergarten.«

KKandidaten-Diplomatie per SMSandidaten-Diplomatie per SMS

Die Vorliebe der beiden Akteu-
re für die knappen Handy-Mittei-
lungen ist bekannt. Auch im
Plenarsaal des Bundestags, wo
das eigentlich als verpönt gilt, ist
Kanzlerin Angela Merkel oft auf
ihrem Platz auf der Regierungs-
bank mit dem SMS-Tippen be-
schäftigt. Vorn auf den Oppositi-
onsbänken drückt gleichzeitig
SPD-Parteichef Sigmar Gabriel
eifrig auf die kleinen Tasten.

So auch, als Angela Merkel am
vergangenen Mittwoch um 12.55
Uhr eine SMS von Gabriel erhielt.

Für den Fall, dass in der Koaliti-
on die Meinungsbildung noch
nicht abgeschlossen sei, wolle er
ihr auch im Namen der Grünen
Joachim Gauck als Kandidaten
für das Präsidentenamt vorschla-
gen, teilte Gabriel mit. »Ich gehe
davon aus, dass dieser Vorschlag
vertraulich bleibt«, fügte er ver-
geblich hinzu. Zwei Stunden spä-
ter kam im übrigen die Absage.
»Danke für die Info und herzliche
Grüße«, ließ »am« (Angela Mer-
kel) um 14.41 Uhr ebenso einsil-
big wie eindeutig wissen. 

Obwohl ein Wahlkampf um das Amt des Bundespräsidenten nicht
vorgesehen ist, kommt es zu einem Wettbewerb auf Augenhöhe. Der

Vorsprung von 21 Stimmen in der Bundesversammlung ist für Christian
Wulff (CDU) vor Joachim Gauck kein Ruhekissen. Fotos: dpa/ddp

Unterstützung für Gauck steigt
133 Wahlmänner und -frauen aus NRW – Brok und Sommer für CDU OWL dabei

Von Michael F i s c h e r  
und Reinhard B r o c k m a n n

B e r l i n / D ü s s e l d o r f
(WB/dpa). Die Chancen für den
rot-grünen Kandidaten Joa-
chim Gauck auf das Amt des
Bundespräsidenten steigen
weiter. NRW entsendet derweil
morgen 133 Wahlmänner und
-frauen in die Bundesver-
sammlung.

Die Sympathiebekundungen für
den ehemaligen DDR-Bürgerrecht-
ler aus den FDP-Landesverbänden
hielten gestern trotz aller Mahnun-
gen der Parteiführung zur Ge-
schlossenheit an. In der Linken
mehren sich die Stimmen, die eine
Unterstützung Gaucks in einem
zweiten oder dritten Wahlgang
befürworten. Die Vorsitzenden der
Linkspartei wollen heute zunächst
eine eigene Kandidatin aufstellen. 

Gauck zeigte sich von der Sym-
pathiewelle überrascht. Auch in
Union und FDP habe er »viele
Freunde und viele Kontakte«, sag-
te er. Das SPD-Präsidium nomi-
nierte den früheren Leiter der
Stasi-Akten-Behörde einstimmig
für die Wahl zum Bundespräsiden-
ten. Auch Parteirat und Vorstand
der Grünen votierten geschlossen
für Gauck. 

Die Bundesversammlung wählt
am 30. Juni den neuen Bundes-
präsidenten. Union und FDP ha-

ben den niedersächsischen Minis-
terpräsidenten Christian Wulff
(CDU) nominiert und können auf
eine Mehrheit von mindestens 21
Stimmen bauen, die allerdings
kräftig ins Wanken geraten ist. 

Die Landesverbände der FDP
fühlen sich zu wenig in die Kandi-
datensuche eingebunden. Einige
Liberale sind enttäuscht, weil es zu
keinem überparteilichen Kandida-
ten gekommen ist. »Es könnte sich
da ein Ventil auftun«, warnte der
baden-württembergische FDP-
Fraktionschef Hans-Ulrich Rülke.

Der Thüringer FDP-General-
sekretär Patrick Kurth sagte, vor
allem in den Ostverbänden gebe es
»erkennbare Sympathie« für
Gauck. Dass sich die FDP nicht mit
fliegenden Fahnen hinter Wulff

stelle, sei auch dem Klima in der
Koalition geschuldet.

Die FDP-Führung versucht un-
terdessen händeringend, die Rei-
hen zu schließen. »Ich bin sicher,
die FDP wird eine einheitliche
Linie für Christian Wulff vertre-
ten«, sagte FDP-Generalsekretär
Christian Lindner. Die aus Halle
stammende FDP-Vizevorsitzende
Cornelia Pieper bezeichnete Gauck
zwar als einen »absolut ebenbürti-
gen und angemessenen« Bewer-
ber. Am Ende würden die FDP-
Mitglieder der Bundesversamm-
lung aber dem Koalitionskandida-
ten Wulff ihre Stimme geben.

Der NRW-Landtag muss morgen
in seiner konstituierenden Sitzung
unter schwierigen Mehrheitsver-
hältnissen die NRW-Vertreter für

die Bundesversammlung wählen.
Bis gestern war unklar, ob es einen
gemeinsamen Vorschlag aller
Fraktionen gibt. Sollte das nicht
gelingen, müsste in 133 Wahlgän-
gen über jede einzelne Person
abgestimmt werden. Fest steht die
Zahl der Kandidaten je Fraktion.
Die CDU wird 50 Personen aufstel-
len, die SPD 49, die Grünen 17, die
FDP 9 und die Linkspartei 8. 

Die Union sicherte sich per
Losentscheid den 50. Platz vor der
nach dem de Hondt'schen Verfah-
ren gleichberechtigten SPD-Frakti-
on. Die CDU wird aus dem Landes-
vorstand zwei Vertreter aus Ost-
westfalen vorschlagen: Noch-
Schulministerin Barbara Sommer
und Bezirkschef Elmar Brok. Heu-
te entscheidet die CDU-Landtags-
fraktion, ob es weitere heimische
Vertreter in Berlin gibt. Wegen der
hohen Verluste bei der Landtags-
wahl wird die NRW-CDU deutlich
weniger externe Prominenz auf-
stellen. 

Bei Horst Köhlers Wiederwahl
2009 waren noch Bertelsmann-
Chef Hartmut Ostrowski, der Hal-
ler Unternehmer Gerhard Weber
und Metallarbeitgeberchef Martin
Kannegiesser dabei. 

Die NRW-SPD will zwei Drittel
der 49 Plätze mit Landtagsabge-
ordneten besetzen. Nach Auskunft
von Fraktionssprecher Thomas
Breustedt sind die Tickets für
Berlin heiß begehrt. »Wir werden
losen müssen.« Auch Grüne und
Liberale benennen heute ihre Ver-
treter.

Joachim
Gauck

Christian
Wulff

Kommentare
Karstadt

Viele gute Nachrichten
Karstadt ist gerettet. Das ist

gerade für die 25 000 Mitarbeiter
eine gute Nachricht. Eine sehr gute
ist, für welchen Retter sich die
Gläubiger entschieden haben. Der
Berliner Immobilieninvestor Nicolas
Berggruen hat von vorneherein als
einziger Interessent Stellenstrei-
chungen ausgeschlossen.

Berggruen ist kein Mann, der auf
schnelles Geld aus ist. Er kommt
aus einer bekannten Familie. Er hat
einen Namen und damit einen Ruf
zu verteidigen. Er will sich langfristig
bei Karstadt engagieren, Arbeits-
plätze erhalten, Kunden und Liefe-
ranten Verlässlichkeit bieten.

Das alles war bei Karstadt in den
vergangenen Jahren nicht selbst-
verständlich. Man erinnere sich nur
daran, wie allein Thomas Middel-
hoff, als er noch Vorstandsvorsit-
zender des damaligen Mutterkon-
zerns Arcandor war, das Image der
Warenhauskette ramponiert hat.

Wie Berggruens Engagement sich
nun konkret im Sortiment und in der
Einrichtung niederschlägt, wie
Karstadt in Zukunft aussieht, davon
können sich die Kunden bald ein
Bild machen. Denn auch das ist
eine gute Nachricht für alle
Karstadt-Fans: Die 120 Häuser blei-
ben erhalten. Laura-Lena F ö r s t e r


